
elektronisch aufgezeichnete und mit Hilfe 
einer zertifizierten Sicherheitseinrichtung 
(TSE) abgesicherten Rechnungen anerkannt. 
Der zu erstellende Beleg, der die Angaben 
gem. § 6 KassenSichV enthält, stellt bei 
einem Rechnungsbetrag bis 250 EURO eine 
ordnungsgemäße Rechnung i.S.d. § 14 
UStG i.V.m. § 33 UStDV dar. Auch bei Aus-
fall der TSE darf nach AEAO zu § 146 a Nr. 
7.2 und 7.3 das elektronische Aufzeich-
nungssystem weiterbetrieben werden, so-
lange der Ausfall auf dem Beleg z. B. durch 
eine fehlende Transaktionsnummer oder 
durch eine sonstige eindeutige Kennzeich-
nung ersichtlich ist. Dementsprechend 
bleibt der Betriebsausgabenabzug grund-
sätzlich zulässig.  
Wenn unbare Zahlungen zu einem späte-
ren Zeitpunkt als am Tag der Bewirtung  
erfolgen oder ausschließlich unbare Zah-
lungen in dem bewirtenden Betrieb mög-
lich sind, so sind die Voraussetzungen nach 
§ 6 KassenSichV nicht zu erfüllen und der 
Zahlungsbeleg über die unbare Zahlung 
beizufügen. Werden Verzehrgutscheine aus- 
gegeben, gegen deren Vorlage die Besu-
cher auf Rechnung des Unternehmens in 
einem Bewirtungsbetrieb bewirtet werden, 

reicht für den Betriebsausgabenabzug die 
Vorlage der Abrechnung über die Verzehr-
gutscheine aus. 
 
Hinweis 
Alle Rechnungen in anderer Form, z. B. 
handschriftlich oder nur maschinell er-
stellte Rechnungen, erfüllen die Nachweis-
voraussetzungen nicht, sodass die aus- 
gewiesenen Bewirtungsaufwendungen voll- 
ständig vom Betriebsausgabenabzug aus-
geschlossen sind. Der bewirtende Steuer-
pflichtige darf allerdings regelmäßig da- 
rauf vertrauen, dass die ihm erteilte Rech-
nung vom Bewirtungsbetrieb maschinell 
ordnungsgemäß erstellt und aufgezeichnet 
worden ist, wenn der ausgestellte Beleg 
mit einer Transaktionsnummer, der Serien-
nummer des elektronischen Aufzeich-
nungssystems oder der Seriennummer des 
Sicherheitsmoduls versehen wurde, wel-
ches auch die Form eines QR-Codes haben 
kann. 
 
Digitale oder digitalisierte Bewirtungs-
rechnungen und -belege 
Zur vollständigen elektronischen Abbildung 
der Nachweisvoraussetzungen verlangt die 

September-Ticker

Steuerliche Anerkennung von  
Bewirtungsaufwendungen 
 
Das BMF hat Stellung genommen zur steu-
erlichen Anerkennung von Aufwendungen 
für die Bewirtung von Personen aus ge-
schäftlichem Anlass. 
BMF-Schreiben v. 30.06.2021 - IV C 6 - S 
2145/19/10003 :003 
 
Anforderungen an Bewirtungsrechnun-
gen bei elektronischem Aufzeichnungs-
system mit Kassenfunktion 
Verwendet der Bewirtungsbetrieb ein 
grundsätzlich ab dem 01.01.2020 zu ver-
wendendes elektronisches Aufzeichnungs-
system mit Kassenfunktion i. S. d. § 146 a 
Abs. 1 AO i.V.m. § 1 KassenSichV, wird der 
Betriebsausgabenabzug von Bewirtungs-
aufwendungen nur für maschinell erstellte, 

• Verlängerung der 
Steuererklärungsfristen 
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Finanzverwaltung, dass der Eigenbeleg di-
gital erstellt oder digitalisiert wird, wobei 
die erforderliche Autorisierung durch den 
Steuerpflichtigen in Form einer elektroni-
schen Unterschrift oder elektronischen Ge-
nehmigung zu gewährleisten ist und die 
Angaben nachträglich nicht undokumen-
tiert geändert werden können. 
Dementsprechend kann die Rechnung so-
wohl als digitaler Bewirtungsbeleg als auch 
digitalisierte Bewirtungsrechnung vorge-
legt werden. Wird ein digitaler oder digita-
lisierter Eigenbeleg verwendet, muss dieser 
digital mit der Bewirtungsrechnung zusam-
mengefügt oder durch einen Gegenseitig-
keitshinweis auf Eigenbeleg und Bewir- 
tungsrechnung verbunden werden. Dies ist 
beispielsweise durch einen eindeutigen 
Index oder Barcode möglich. 
Darüber hinaus sieht die Finanzverwaltung 
die Nachweiserfordernisse von § 4 Abs. 5 
Satz 1 Nr. 2 Satz 2 und 3 EStG als erfüllt 
an, wenn 
• der Steuerpflichtige zeitnah einen elek-

tronischen Eigenbeleg mit den gesetzli-
chen Angaben erstellt oder auf der 
digitalen oder digitalisierten Bewirtungs-
rechnung elektronisch ergänzt, 

• der Zeitpunkt der Erstellung oder Ergän-
zung im Dokument elektronisch aufge-
zeichnet wird, 

• das erstellete Dokument oder die Ergän-
zung der Bewirtungsrechnung vom Steu-
erpflichtigen digital signiert oder 
genehmigt wird, 

• der Zeitpunkt der Signierung oder Ge-
nehmigung elektronisch aufgezeichnet 
wird, 

• das erstellte Dokument zusammen mit 
der digitalen oder digitalisierten Bewir-
tungsrechnung oder die ergänzte Bewir-
tungsrechnung elektronisch aufbewahrt 
wird und  

• bei den genannten Vorgängen die 
Grundsätze zur ordnungsmäßigen Füh-
rung und Aufbewahrung von Büchern, 
Aufzeichnungen und Unterlagen in elek-
tronischer Form sowie zum Datenzu- 
griff (GoBD) des BMF-Schreibens vom 
28.11.2019 erfüllt und die jeweils ange-
wandten Verfahren in der Verfahrensdo-
kumentation beschrieben (Rdnr. 151 ff. 
der GoBD) werden. 

Bewirtungen im Ausland 
Grundsätzlich wird für den Betriebsausga-
benabzug in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 EStG 
nicht unterschieden, ob die Bewirtung im 
Inland oder im Ausland erfolgt ist, sodass 
die Anforderungen gleichermaßen bei Aus-
landsbewirtungen gelten. In diesen Fällen 
ist erforderlich, dass der Steuerpflichtige 
glaubhaft machen kann, eine detaillierte, 
maschinell erstellte und elektronisch auf-
gezeichnete Rechnung nicht erhalten zu 
haben. Liegt nur eine handschriftlich er-
stellte ausländische Rechnung vor, so hat 
der Steuerpflichtige darzulegen, dass im je-
weiligen ausländischen Staat keine Ver-
pflichtung zur Erstellung maschineller 
Belege besteht. 
 
Fazit 
Das BMF überholt - längst überfällig - das 
Schreiben vom 21.11.1994 und passt es 
den geänderten Anforderungen durch die 
Einführung der KassenSichV an. Steuer-
pflichtige sollten beachten, dass das neue 
Schreiben in allen offenen Fällen mit der 
Maßgabe anzuwenden ist, dass die im je-
weiligen Veranlagungszeitraum maßgebli-
chen Betragsgrenzen nach § 33 UStDV 
gültig sind und eine Übergangsregelung 
bis zum 31.12.2022 eingeführt wurde. 
 
 
Aktuelles 
 
Verlängerung der Steuererklärungsfris-
ten für von Unwetter Betroffene 
Durch starke Unwetter in den letzten Wo-
chen sind in weiten Teilen Deutschlands 
beträchtliche Schäden entstanden. „Von 
der Unwetterkatastrophe und vom Hoch-
wasser Betroffene brauchen jede Art von 
Unterstützung. Zusätzlich zu den direkten 
finanziellen Hilfen und über das bereits be-
willigte steuerliche Hilfspaket hinaus, wird 
die Steuerverwaltung die Betroffenen auch 
von Bürokratie entlasten. Mit der Möglich-
keit auf Fristverlängerung für Steuererklä-
rungen, zum Beispiel Lohnsteuer-Anmel- 
dungen oder Umsatzsteuervoranmeldun-
gen, verschaffen wir den Menschen mehr 
Luft in dieser schwierigen Zeit”, erklärt das 
Finanzministerium. 
Betroffenen wird auf Antrag die Abgabe-

frist für nach dem 28. Juni 2021 abzuge-
bende Jahressteuererklärungen bis zum 2. 
November 2021 verlängert. Diese Rege-
lung kommt insbesondere steuerlich bera-
tenen Bürgerinnen und Bürgern zugute, 
deren reguläre Abgabenfrist für Jahressteu-
ererklärungen 2019 am 31. August 2021 
endet. Zudem können von den Unwettern 
Betroffene Fristverlängerung für die zum 
10. August und 10. September 2021 ein-
zureichenden Umsatzsteuer-Voranmeldun-
gen und Lohnsteuer-Anmeldung bis zum 
11. Oktober 2021 beantragen. Die Finanz-
ämter werden die Umstände besonders be-
rücksichtigen und können so über diese 
Fristverlängerungen hinaus im Einzelfall 
sogar eine weitergehende Fristverlänge-
rung gewähren. 
Zusätzlich zu den direkten finanziellen Hil-
fen wurden bereits im Juli umfangreiche 
steuerliche Maßnahmen für von den Un-
wettern betroffene Privatpersonen und Un-
ternehmen bekanntgegeben. So können 
im Einzelfall Steuern gestundet, Vollstre-
ckungsmaßnahmen aufgeschoben und 
Steuervorauszahlungen angepasst werden. 
Auch Sonderabschreibungen sind möglich. 
Muss Hausrat und Kleidung in größerem 
Umfang wiederbeschafft werden, können 
diese Ausgaben unter bestimmten Voraus-
setzungen steuerlich berücksichtigt wer-
den. Ansprechpartner ist das jeweilige 
Finanzamt. 
 
Zertifizierung von Kassen 
Das Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik hat nach § 5 KassenSichV 
im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium der Finanzen in einer Technischen 
Richtlinie die technischen Anforderungen 
zur übergangsweisen Aufrechterhaltung 
der gesetzlich erforderlichen Zertifizierung 
von Technischen Sicherheitseinrichtungen 
in begründeten Ausnahmefällen erstellt. 
Diese Technische Richtlinie ist auf der Inter-
netseite des Bundesamtes für Sicherheit in 
der Informationstechnik veröffentlicht und 
kann unter folgendem Link aufgerufen 
werden: https://www.bsi.bund.de/DE/The-
men/Unternehmen-und-Organisationen/ 
Standards-und-Zertifizierung/Technische-
Richt l in ien/TR-nach-Thema-sort iert / 
tr03153/tr03153_node.html 
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Lohnsteuer 
 
Entschädigung nach dem Infektions-
schutzgesetz  
Das VG Karlsruhe hat die Klage eines Ma-
schinenbauunternehmens abgewiesen, die 
auf Erstattung des Arbeitsentgelts gerich-
tet war, das das Unternehmen an einen Ar-
beitnehmer während dessen Quarantäne- 
pflicht gezahlt hatte und bei dem es sich 
nach seiner Rechtsauffassung um eine für 
das Land Baden-Württemberg vorgeleis-
tete Entschädigung nach dem Infektions-
schutzgesetz handelte (Az. 9 K 67/21). Im 
konkreten Fall hatte sich ein bei dem kla-
genden Maschinenbauunternehmen ange-
stellter Servicemonteur zur Behebung eines 
Maschinenausfalls bei einem Kunden nach 
Österreich begeben, das zu diesem Zeit-
punkt als Corona-Risikogebiet eingestuft 
war. Nach der Rückkehr des Servicemon-
teurs nach Deutschland teilte ihm seine 
Wohnortgemeinde mit, dass er sich in  
eine 14-tägige häusliche Quarantäne (Ab-
sonderung) begeben müsse. Das klagende 
Unternehmen zahlte ihm während des 
Quarantänezeitraums sein Arbeitsentgelt 
fort. Das Urteil (Az. 9 K 67/21) ist noch 
nicht rechtskräftig. Die Beteiligten können 
hiergegen die Zulassung der Berufung zum 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württem-
berg in Mannheim beantragen. 
 
Betriebsveranstaltungen: Teilnehmer  
1. Bei der Bewertung von Arbeitslohn an-

lässlich einer Betriebsveranstaltung sind 
alle mit dieser in unmittelbarem Zusam-
menhang stehenden Aufwendungen 
des Arbeitgebers anzusetzen, ungeach-
tet dessen, ob sie beim Arbeitnehmer 
einen Vorteil begründen können. 

2. Die danach zu berücksichtigenden Auf-
wendungen (Gesamtkosten) des Arbeit-
gebers sind zu gleichen Teilen auf die bei 
der Betriebsveranstaltung anwesenden 
Teilnehmer aufzuteilen 

    BFH, Urteil VI R 31/18 vom 29.04.2021 
 
Quarantäne: Entgeltfortzahlung 
In einem jetzt veröffentlichten Urteil hat 
das Arbeitsgericht Aachen festgestellt, dass 
eine gegenüber einem arbeitsunfähig er-
krankten Arbeitnehmer angeordnete Qua-

rantäne dessen Entgeltfortzahlungsan- 
spruch nicht ausschließt. Der klagende Ar-
beitnehmer suchte im Mai 2020 wegen 
Kopf- und Magenschmerzen einen Arzt 
auf. Dieser stellte die Arbeitsunfähigkeit 
fest, führte einen COVID-19-Test durch 
und meldete dies gegenüber dem zustän-
digen Gesundheitsamt. Das Gesundheits-
amt ordnete wenige Tage später gegen- 
über dem Kläger Quarantäne an; der 
COVID-19-Test fiel im Nachgang negativ 
aus. Nach Kenntnis von der Quarantäne-
anordnung zog die Arbeitgeberin die zu-
nächst an den Kläger geleistete Entgelt- 
fortzahlung von der Folgeabrechnung wie-
der ab und brachte stattdessen eine Ent-
schädigung nach dem Infektionsschutzge- 
setz zur Auszahlung. Sie hat sich darauf 
berufen, dass bei einem Zusammentreffen 
von Quarantäne und Erkrankung Ansprü-
che nach dem Infektionsschutzgesetz Ent-
geltfortzahlungsansprüche verdrängten. 
 
 
Sozialversicherung 
 
Anspruch Kinderkrankengeld  
Über den Anspruch auf Kinderkrankengeld 
informiert die Bundesregierung in ihrer 
Antwort (19/31591) auf eine Kleine An-
frage der FDP-Fraktion (19/31336). Danach 
erhalten Versicherte der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) von ihrer Kranken-
kasse Krankengeld, wenn es nach ärzt- 
lichem Zeugnis erforderlich ist, dass sie zur 
Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege 
ihres erkrankten und versicherten Kindes 
der Arbeit fernbleiben und eine andere im 
Haushalt lebende Person dies nicht über-
nehmen kann. 
Der Anspruch auf Krankengeld bestehe für 
jedes Kind, das das 12. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, für längstens zehn Ar-
beitstage im Kalenderjahr, bei Alleinerzie-
henden für längstens 20 Arbeitstage. 
Insgesamt sei der Anspruch auf 25 Arbeits-
tage - bei Alleinerziehenden 50 Arbeits-
tage - im Kalenderjahr begrenzt. 
Wie die Bundesregierung mit Verweis auf 
die andauernde Corona-Pandemie weiter 
ausführt, können gesetzlich krankenversi-
cherte Eltern im Kalenderjahr 2021 für 
jedes gesetzlich krankenversicherte Kind 

 
Abgabenordnung 
 
Auswahlermessen bei Auftragsprüfung  
Das FG Münster entschied, dass die Anord-
nung einer Außenprüfung durch ein ande-
res als das originär zuständige Finanzamt 
Ausführungen zum Auswahlermessen ent-
halten muss (Az. 1 K 3391/20). 
Im Urteilsfall wurden vom Finanzamt keine 
Angaben gemacht, obwohl ein anderes  
Finanzamt beauftragt wurde. 
 
Pandemie: Ort der Akteneinsicht 
Führt das FG die Prozessakten in Papier-
form, wird Akteneinsicht durch Einsicht-
nahme in die Akten in den Diensträumen 
gewährt. 
Die Übersendung von Akten in die Kanzlei-
räume eines Prozessbevollmächtigten zum 
Zwecke der dortigen Einsichtnahme bleibt 
auf eng begrenzte Ausnahmefälle be-
schränkt. Dabei ist die Entscheidung, Ak-
teneinsicht ausnahmsweise außerhalb von 
Diensträumen zu gewähren, eine nach den 
Umständen des Einzelfalls zu beurteilende 
Ermessensentscheidung des FG. Eine gene-
relle Möglichkeit dafür ist grundsätzlich 
nicht vorgesehen. 
 
 
Einkommensteuer 
 
Doppelbesteuerung von Altersrenten 
Eine doppelte Besteuerung von Altersren-
ten liegt vor, wenn die einem Steuerpflich-
tigen voraussichtlich steuerunbelastet zu- 
fließenden Rententeilbeträge geringer sind 
als die von ihm aus versteuertem Einkom-
men entrichteten Altersvorsorgeaufwen-
dungen. So entschied das FG Baden- 
Württemberg (Az. 1 K 937/19). 
 
Privates Veräußerungsgeschäft 
Eine „Anschaffung” bzw. „Veräußerung” 
i. S. des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG liegt 
vor, wenn die übereinstimmenden rechts-
geschäftlichen Verpflichtungserklärungen 
beider Vertragspartner innerhalb der Zehn-
Jahres-Frist bindend abgegeben worden 
sind. Dies entschied der BFH (Az. IX R 
10/20). Der BFH hat zum Privaten Veräuße-
rungsgeschäft - Berechnung der Zehn-Jah-
res-Frist - bei Erteilung einer sanierungs- 
rechtlichen Genehmigung entschieden.  



für bis zu 30 Arbeitstage (alleinerziehende 
Versicherte für bis zu 60 Arbeitstage) Kin-
derkrankengeld erhalten. Bei mehreren 
Kindern bestehe der Anspruch je Elternteil 
für nicht mehr als 65 Arbeitstage, für Al-
leinerziehende für nicht mehr als 130 Ar-
beitstage. 
Im Jahr 2021 besteht der Anspruch auf 
Kinderkrankengeld den Angaben zufolge 
auch in den Fällen, in denen Einrichtungen 
zur Betreuung von Kindern, Schulen oder 
Einrichtungen für Menschen mit Behinde-
rungen zur Verhinderung der Verbreitung 
von Infektionen oder übertragbaren Krank-
heiten auf Grund des Infektionsschutzge-
setzes (IfSG) vorübergehend geschlossen 
werden. 
 
Künstlersozialabgabe 2022 
Das BMAS hat zur KSA-VO 2022 die Res-
sort- und Verbändebeteiligung eingeleitet. 
Nach der neuen Verordnung wird auch im 
Jahr 2022 der Abgabesatz zur Künstlerso-
zialversicherung unverändert 4,2 Prozent 
betragen. 
 
 
Umsatzsteuer 
 
Gutachtertätigkeiten im Auftrag des 
Medizinischen Dienstes  
Der BFH entschied, dass Leistungen einer 
Gutachterin, die im Auftrag des Medizini-
schen Dienstes der Krankenversicherung 
(MDK) Gutachten zur Pflegebedürftigkeit 
von Patienten erstellt, nach nationalem 
Recht nicht von der Umsatzsteuer befreit 
sind. Auch eine Steuerbefreiung nach dem 
Unionsrecht ist nicht zu gewähren (Az. XI 
R 30/20). 
 
Online-Klavierkurse 
Online-Klavierkurse unterliegen dem um-
satzsteuerlichen Regelsteuersatz. Dies hat 
der 5. Senat des Finanzgerichts Münster 
mit Urteil vom 17. Juni 2021 (Az. 5 K 
3185/19 U) entschieden. 
Der Kläger bietet Video-Klavierkurse zum 
Teil mit eigenen Kompositionen auf seiner 
Homepage an, mit denen seine Kunden 

das freie Klavierspiel erlernen und erwei-
tern können. Darüber hinaus veranstaltet 
er Webinare für eine größere Teilnehmer-
zahl und Online-Tastentrainings in Form 
von Einzelunterricht. 
Die Umsätze aus diesen Tätigkeiten unter-
warf das Finanzamt dem Regelsteuersatz 
von 19 %. Hiergegen wandte sich der Klä-
ger mit seiner Klage und machte die An-
wendung des ermäßigten Steuersatzes 
geltend. Er verkaufe keine Massenware, 
sondern erbringe Online-Konzerte, da 
Hauptbestandteil seiner Videos die Wieder-
gabe von Eigenkompositionen sei. Zudem 
räume der Kläger seinen Kunden urheber-
rechtliche Nutzungsrechte an den Kompo-
sitionen ein. Der 5. Senat des Finanz- 
gerichts Münster sah dies anders und hat 
es bei der Besteuerung der Umsätze nach 
dem Regelsteuersatz belassen. Der Kläger 
habe keine Darbietungen im Sinne von § 
12 Abs. 2 Nr. 7 Buchst. a UStG erbracht, 
die mit Theatervorführungen und Konzer-
ten vergleichbar seien. Die Online-Kurse 
und Tastentrainings enthielten zwar darbie-
tende Elemente wie Vorspiele selbst kom-
ponierter Stücke. Allerdings stehe nicht die 
Unterhaltung eines Publikums, sondern der 
unterrichtende Charakter im Vordergrund. 
Den Kunden des Klägers gehe es weniger 
um kulturellen Konsum, sondern um ihren 
eigenen Unterrichtserfolg. 
 
 
Buchführung und Bilanzierung 
 
Privatnutzung PKW: Leasing Sonderzah-
lungen  
Das FG Schleswig-Holstein hat zu der Frage 
Stellung genommen, in welcher Höhe eine 
im Dezember 2013 geleistete Leasingson-
derzahlung für einen teils privat und teils 
zu unternehmerischen Zwecken genutzten 
Pkw als Betriebsausgaben bzw. Werbungs-
kosten abzugsfähig ist (Az. 3 K 1/20). 
Nach Auffassung des 3. Senats des Finanz-
gerichts gehört die bei Leasingbeginn er-
brachte Sonderzahlung zwar in Höhe der 
anteiligen unternehmerischen Nutzung des 
Pkw zu den sofort abziehbaren Betriebs-
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ausgaben bzw. Werbungskosten. Bei der 
Höhe der anteiligen unternehmerischen 
Nutzung sei aber auf eine laufzeitbezogene 
Betrachtungsweise abzustellen. Daher sei 
die Leasingsonderzahlung im Jahr 2013 le-
diglich (entsprechend dem laufzeitbezo-
genen Anteil der unternehmerischen 
Nutzung) in Höhe von 12,16 % bei den 
Einkünften aus selbstständiger Tätigkeit 
und in Höhe von 6,24 % bei den Vermie-
tungseinkünften abzugsfähig.

Kopien und sonstige Reproduktionen dürfen nur mit 
Genehmigung des b.b.h. erstellt werden.

SEMINARE AUG. bis OKT. 2021 
„Aktuelle Lohninformationen“ 

9:00 - 12:00 

„Aktuelles Steuerrecht“  

13:30 - 16:30

Anmeldung über www.bbh-fortbildung.de

Berlin                        Fr.      17.09.21 

Bremen                     Mo.   13.09.21      

Chemnitz                  Mo.   20.09.21 

Dresden                    Di.     21.09.21 

Erfurt                        Mo.   27.09.21 

Frankfurt                  Fr.      03.09.21 

Hannover                  Di.     14.09.21 

Leipzig                      Di.     28.09.21 

Mannheim                Do.    02.09.21 

München                  Fr.      24.09.21 

Nürnberg                  Do.    23.09.21 

Potsdam                   Do.    16.09.21 

Rosenheim               Fr.      01.10.21 

Stuttgart                   Do.    30.09.21


